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Problem, dass unsere Kommunen sich zusammen-
schließen und gemeinsam Leistungen anbieten. Da 
muss ich sagen, dass es nicht europafeindlich ist, 
wenn man an die Adresse von Brüssel einmal sagt: 
Liebe Leute, so nicht.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Da haben wir bewährte Muster, und die werden wir 
gegen euch auch verteidigen.  

Deswegen ist es auch so, dass die Innenminister 
auf Initiative des Kollegen Ralf Jäger an die Fi-
nanzminister herangetreten sind, und dass sich die 
Finanzminister selber mit dieser Frage, und zwar 
länder- und parteiübergreifend beschäftigen.  

Wir sollten einfach an dieser Stelle noch einmal mit 
diesem Antrag bestärken, dass wir zusammen mit 
dem Bund und den Ländern nach Lösungen suchen 
wollen, wie wir unser bewährtes System fortsetzen 
können. Aber eben genau so – und da haben Sie 
recht, Herr Schulz –, dass man pragmatisch vorgeht 
und sich fragt: Wie ist das denn? Was kann denn 
die Bundesrepublik am Ende gegen eine europa-
weit harmonisierte Umsatzsteuerregelung unter-
nehmen? Was kann sie machen, wie kann sie sie 
auslegen? – Dann gibt es zwei Möglichkeiten. Die 
eine besteht darin, dass wir auf die europäische 
Ebene Vorstöße unternehmen, um zu sagen: Wir 
möchten gerne das, was bei uns gut funktioniert, 
weiter erhalten. Wir möchten die Kooperation der 
Kommunen stärken.  

Die zweite Frage ist: Wie gehen wir damit um, wenn 
sich das abzeichnet, was im Augenblick auf der eu-
ropäischen Ebene an dieser Stelle zu sehen ist, 
dass nämlich diese kommunale Tätigkeit eigentlich 
immer mehr erschwert wird? – Dann müssen wir 
nach Wegen suchen, wie wir durch Verwaltungs-
praxis und durch rechtssicheres Handeln und trotz-
dem Wege so offenhalten können, dass Kommunen 
miteinander kooperieren können. Das tun wir.  

Herr Sieveke, den Nichtanwendungserlass gibt es 
überhaupt nicht. Es gibt keinen Grund, jetzt zu sa-
gen, das ist schon alles geregelt. Es gibt aber eine 
Regelung, in der die Länder mit dem Bund überein-
gekommen sind, dass sie vorläufig nicht beanstan-
den, wenn das anders praktiziert wird. Das ist eine 
Übergangsregelung, von der wir wissen, dass wir 
diese nicht allzu lange durchhalten können. Das 
schaffen wir vielleicht ein Jahr. Sie gibt uns ein 
Stück Luft, dass wir in der Zeit genau über diese Ini-
tiative, die in diesem Antrag auch erwartet und von 
uns verlangt wird, nachdenken können. 

Deswegen kann ich nur sagen und deutlich ma-
chen: Wir wollen die kommunale Kooperation, wir 
wollen, dass damit Kosten gesenkt werden. Und wir 
wollen uns an der Stelle nicht immer von denjenigen 
gängeln lassen, die sagen, das ist nicht gerade 
neutral. Das ist es bisher gewesen. Es sind hoheitli-
che Aufgaben, die bislang von den Kommunen in 
diesem Zusammenhang wahrgenommen worden 

sind. Das werden sie in Kooperation miteinander 
nicht in einer anderen Qualität machen. Daran wer-
den wir arbeiten. Insofern werden wir – da bin ich 
sicher – einen gemeinsamen Willen dieses Hauses 
auf der Bundesebene und auf der Ebene des Euro-
päischen Parlaments verfolgen und mit Nachdruck 
bewegen. Dafür ist ein solcher Antrag hilfreich. – 
Danke schön.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Walter-Borjans. – Ich habe keine weite-
ren Wortmeldungen mehr. Wir sind damit am 
Schluss der Beratung und kommen zur Abstim-
mung.  

Die antragstellenden Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen haben die direkte Abstim-
mung dieses Antrags beantragt. Wir kommen somit 
direkt zur Abstimmung über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 16/122. Ich darf fragen, wer dafür ist, 
diesen Antrag anzunehmen? – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich der Stimme? – Bei einigen Enthal-
tungen aus der Piratenfraktion und Gegenstimmen 
aus der CDU- und der FDP-Fraktion ist der Antrag 
damit angenommen.  

Wir kommen dann weiter zu Tagesordnungspunkt  

7 Gesetz zur Regelung des Kostenausgleichs für 
Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe (Belas-
tungsausgleichsgesetz Jugendhilfe – BAG-JH) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/128 

erste Lesung 

Ich eröffne hiermit die Beratung. – Für die Landes-
regierung erteile ich Frau Ministerin Schäfer das 
Wort.  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Danke schön, Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Hinter diesem sperrigen Geset-
zestitel verbirgt sich eine weitere Entlastung der 
Kommunen beim U3-Ausbau, die die Landesregie-
rung demnächst gewähren kann.  

Warum bringe ich heute für die Landesregierung 
diesen Gesetzentwurf in den Landtag ein? – Wir ho-
len damit ein gravierendes Versäumnis der 
schwarz-gelben Landesregierung nach.  

(Zurufe von der CDU: Ach!) 

– Ja. Und wir tun das mit aller Ernsthaftigkeit, weil 
wir uns einen weiteren kräftigen Schub beim U3-
Ausbau davon versprechen.  
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(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Rot-grün, meine Damen und Herren von der CDU, 
regelt … 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage von Herrn Hafke 
aus der FDP-Fraktion zulassen?  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Ja, gerne, Herr Hafke.  

Marcel Hafke (FDP): Vielen Dank, Frau Ministerin. 
Ich habe auch nur eine kurze Zwischenfrage. Kön-
nen Sie mir das damalige Abstimmungsverhalten 
bei dem Gesetz der SPD noch einmal in Erinnerung 
rufen?  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Welches Gesetz meinen Sie denn 
jetzt?  

Marcel Hafke (FDP): Kinderförderung! 

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Bitte?  

Marcel Hafke (FDP): Damals das Gesetz.  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Es geht jetzt um ein Konnexitäts-
ausgleichsgesetz, Herr Hafke.  

(Marcel Hafke [FDP]: Ja, genau!) 

Wir haben heute einen anderen Tagesordnungs-
punkt. Es geht um die Entlastung der Kommunen, 
und zwar bei den Betriebskosten für die Kinderta-
geseinrichtungen im U3.  

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP]) 

Wir regeln mit diesem Gesetz für die Kommunen 
die Kosten für ein bedarfsgerechtes Angebot guter 
Betreuungsplätze für die Kinder unter drei Jahren. 
Und – noch einmal an die Damen und Herren von 
der CDU und von der FDP – mit der Erarbeitung 
dieses Gesetzentwurfes hätte bereits im Jahr 2008 
begonnen werden müssen. Dieser Gesetzentwurf, 
meine Damen von CDU und FDP, wäre Ihre Haus-
aufgabe gewesen, und zwar zum einen aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen und zum anderen im In-
teresse des U3-Ausbaus.  

Sie haben das versäumt, Sie haben das sogar ver-
weigert. Aber der Verfassungsgerichtshof hat den 
Anspruch der Kommunen auf Belastungsausgleich 
für den Ausbau im Oktober 2010 bestätigt. 

Meine Damen und Herren von der CDU und von der 
FDP, Sie haben unter Ihrer Verantwortung haus-
haltspolitisch keinerlei Vorsorge getroffen: weder für 
die Investitionsförderung im U3-Ausbau 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Wann war der 
Regierungswechsel noch mal?) 

noch für den verfassungsrechtlich gebotenen Belas-
tungsausgleich der Kommunen. Das ist auch im 
Hinblick auf die Haushalts- und Finanzpolitik des 
Landes eine ziemlich gewichtige Feststellung; denn 
wir von Rot-Grün, meine Damen und Herren von 
der CDU und von der FDP, finanzieren jetzt seitens 
des Landes 1,8 Milliarden € für den U3-Ausbau, die 
Sie nicht einmal eingeplant hatten. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Ihre Politik für Kinder war eine Vogel-Strauß-Politik. 
Sie haben sich auf die Verausgabung der Bundes-
mittel konzentriert; das war’s. Sie haben die Mittel 
des Bundes nicht durchgeleitet; Sie haben das 
Ganze noch nicht einmal gut administriert. Damit 
haben Sie uns ein Chaos hinterlassen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Widerspruch von der CDU) 

Das, meine Damen und Herren, beseitigen wir Zug 
um Zug. Wir stellen den Kommunen als auch den 
Trägern jetzt bis 2018 1,8 Milliarden € zur Verfü-
gung. 

Wir haben die dem Gesetzentwurf zugrundeliegen-
de Kostenfolgeabschätzung intensiv mit den kom-
munalen Spitzenverbänden beraten und mit ihrer 
Beteiligung erarbeitet. Wir haben in der Sache hart, 
sehr hart, aber immer fair miteinander gerungen. 
Und mit den kommunalen Spitzenverbänden be-
steht jetzt Einvernehmen darüber, dass das Gesetz 
so und auf der Grundlage der gemeinsam erörterten 
Kostenfolgeabschätzung auf den Weg gebracht 
werden kann.  

Der U3-Ausbau ist in der Tat ein sehr dynamischer 
Prozess. Wegen dieser Dynamik und der Unwäg-
barkeiten bei den Kostenprognosen sieht der Ge-
setzentwurf unter anderem vor, schon im nächsten 
Jahr und auch die Jahre darauf die wesentlichen 
Parameter der Berechnung noch einmal zu überprü-
fen. Auch das ist ein Verhandlungsergebnis, das 
deutlich macht, dass wir, das Land und die kommu-
nale Familie, gegenseitig unsere Verantwortung in 
dieser wichtigen gesellschaftspolitischen Frage res-
pektieren.  

Ich bin ganz sicher: Mit diesem Gesetzentwurf stei-
gern wir noch mal Tempo und Dynamik unserer 
Aufholjagd. Denn in der Tat: Die kommunale Fami-
lie war durch die schwarz-gelbe Landespolitik arg 
verunsichert. Sobald dieses Gesetz verabschiedet 
ist, werden die Kommunen rund 107 Millionen € im 
Jahr 2012 erhalten; im Jahr 2013 sind es nach der-
zeitigem Stand 163 Millionen €; in den Folgejahren 
werden die Ausgleichszahlungen weiter ansteigen. 
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Es gibt also einen jährlichen Aufwuchs bis zum Jahr 
2018. 

Lassen Sie mich am Ende eines ganz deutlich be-
tonen – das ist allerdings an die Adresse der Städte 
und Gemeinden gerichtet –: Ich erwarte natürlich, 
dass diese Mittel, die das Land den Kommunen 
jetzt zur Verfügung stellt, eins zu eins auch für die 
Betreuung der unterdreijährigen Kinder bereitge-
stellt werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Schäfer. – Für die SPD spricht dann der 
Kollege Jörg. 

Wolfgang Jörg
*)
 (SPD): Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich könnte es mir an dieser Stelle leicht ma-
chen und die alte „schwach-gelbe Versuchsregie-
rung“ beschimpfen, dass sie es fünf Jahre lang nicht 
hingekriegt hat, mit den Kommunen zu sprechen, 
ich könnte sagen, welche Fehler Sie alle gemacht 
haben. Ständig Weihnachten auch hier! Außerdem 
wäre das nicht fair, denn wir haben jetzt bald Ferien 
und würden Sie dann mit einem schlechten Gewis-
sen in die Ferien entlassen. Deshalb erspare ich mir 
das. 

(Unruhe von der CDU) 

Umso froher bin ich allerdings, dass die neue rot-
grüne Landesregierung hier richtig gehandelt hat, in 
zum Teil sehr zähen Verhandlungen ein hervorra-
gendes Ergebnis erzielt hat und wieder die nötige 
Augenhöhe mit den Kommunen erreicht hat. Dafür, 
finde ich, sollte man der Landesregierung einen Ap-
plaus zollen. Das haben Sie wirklich gut gemacht, 
Frau Ministerin Schäfer.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Mi-
nisterin Ute Schäfer: Danke schön!) 

Das hört man auch allerorts bei den Kommunen. 

Wir haben jetzt zusätzlich rund 1,8 Milliarden €. – 
Lieber Kollege Hafke, dabei geht es wirklich nur um 
das Zusammenspiel unter den Kommunen und um 
das sogenannte Konnexitätsprinzip. Deshalb: Wenn 
du gleich reden musst, guck dir dein Typoskript 
noch mal an. Aufgrund deiner Zwischenfrage glau-
be ich, dass da etwas Falsches drinstehen könnte. 
Aber das nur am Rande.  

Ich wünsche mir, dass wir diese 1,8 Milliarden €, die 
wir jetzt zusätzlich als Impuls an die Kommunen 
weitergeben können, so schnell wie möglich parla-
mentarisch umsetzen. Das heißt konkret: Wir haben 
gleich die Konstituierung des Ausschusses. Ich 
schlage vor, dass wir die Zeit gleich schon nutzen, 
um gemeinsam zu überlegen, wie wir das Gesetz-
gebungsverfahren so beschleunigen können, dass 
die Kommunen so schnell wie möglich an das Geld 

kommen und damit so schnell wie möglich anstän-
dige Kinderbetreuung gewährleisten bzw. anständi-
ge U3-Plätze schaffen können. Denn daran muss 
uns allen gelegen sein, egal, ob Schwarz, Rot, See-
räuber oder Grün. Alle zusammen müssen wir gu-
cken, dass wir das umsetzen. Ich glaube, wenn wir 
uns im Ausschuss einig sind, können wir das be-
schleunigen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Jörg. – Für die CDU darf ich dann Herrn Tenhum-
berg bitten, zu uns zu sprechen.  

(Zuruf von Günter Garbrecht [SPD]) 

Bernhard Tenhumberg (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir können es besser, 
klar!  

(Beifall von der CDU) 

Nach der Rede der Ministerin knüpfe ich an die alte 
Tradition aus der zweijährigen Regierungszeit an: 
Wegschauen, Schuld haben immer andere, besten-
falls noch die Vorgängerregierung, an eigene Ver-
antwortung ist gar nicht zu denken! 

Herr Jörg, nach der Rede der Ministerin können Sie 
das alles vergessen. Mit dem Durchpeitschen des 
Gesetzes ist es jetzt vorbei. Die Ministerin hat das 
schön kaputt gemacht. Das hätten wir machen kön-
nen, aber mit einer solchen Geschichtsfälschung ist 
das nicht mehr zuzumuten. Dies insbesondere auch 
deshalb, weil sie gesagt hat, das sei alles wunder-
bar mit den kommunalen Spitzenverbänden abge-
stimmt. Ich bin gespannt darauf. Ich kündige schon 
einmal an, dass wir eine Anhörung beantragen wer-
den. Dann wollen wir einmal hören, was die Spit-
zenverbände dazu sagen, wie Sie das verhandelt 
haben.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, worum geht es? Seit 
Einführung des Kinder-und Jugendhilfegesetzes im 
Jahre 1991 ist die örtliche Kinder- und Jugendhilfe 
Aufgabe der Landkreise und größeren Städte mit 
ihren Jugendämtern. Diese ortsnahe Struktur hat 
sich bei der Betreuung sehr bewährt. 

Aufgrund der Föderalismusreform ist die bundesge-
setzliche Zuständigkeitsregelung zur Trägerschaft 
der Kinder- und Jugendhilfe aufgehoben worden. 
Damit für Nordrhein-Westfalen kein rechtsfreier 
Raum entsteht, wurde eine landesgesetzliche Norm 
geschaffen, die die bisherige Bundesregelung eins 
zu eins in Landesrecht überführt hat.  

Die erforderlich gewordene Gesetzesänderung im 
Jahre 2008 beruhte auf einem allgemeinen politi-
schen Konsens. Neben der damaligen Landesregie-
rung und der sie tragenden Fraktionen hat insbe-
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sondere die SPD-Fraktion zugestimmt. Die Grünen 
haben sich enthalten. Im zuständigen Ausschuss 
wurde der Gesetzentwurf sogar einstimmig ange-
nommen. 

Die kritische Stellungnahme des Städtetages, der 
einen fehlenden Belastungsausgleich durch das 
Land beklagte, war damals bereits bekannt und 
Gegenstand der Ausschussberatungen. Ich emp-
fehle, die Ausschussprotokolle einmal zu lesen. 

Der heutige Staatssekretär Schäfer hatte dem Aus-
schuss ausführlich erklärt, warum er die neuen ge-
setzlichen Regelungen für richtig und notwendig 
hält, und einen weiteren Änderungsbedarf nicht ge-
sehen. Der damalige Gesetzentwurf wurde als rein 
technische Änderung an einem bestehenden Ge-
setz betrachtet. Mit dem damaligen Entwurf sollte in 
erster Linie der Betreuungsausbau für Kinder unter 
drei Jahren geregelt werden. Er war die Grundlage 
für das, was der Bund auch in Nordrhein-Westfalen 
an Geldern bereitstellte, um Investitionen für den 
Umbau in Kindertagesstätten durchzuführen.  

Der Verfassungsgerichtshof in Nordrhein-Westfalen 
hat aber am 10. Oktober 2010 diese rein formale 
Gesetzesänderung als konnexitätsrelevante Verän-
derung beurteilt mit der Folge, dass der Landesge-
setzgeber diese Frage jetzt auch materiell klären 
muss. Folgerichtig haben wir nun den Entwurf der 
Landesregierung vorliegen. 

Ob der Gesetzentwurf dem Urteil des Verfassungs-
gerichtshofes gerecht wird, wollen wir gern im 
Fachausschuss diskutieren. Wir stimmen daher der 
Überweisung an den Fachausschuss zu. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Tenhumberg. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Frau Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Heute ist ein guter Tag für die Kommu-
nen und für die Kinder und Familien in Nordrhein-
Westfalen, weil wir ihnen 1,8 Milliarden € Landes-
mittel zur Verfügung stellen, damit sie den dringend 
notwendigen U3-Ausbau kommunal schultern kön-
nen.  

Ich glaube, wir alle wissen, dass die Kommunen 
dieses Geld dringend brauchen. Wir sind froh, 
dass wir jetzt endlich an dem Punkt angelangt 
sind, an dem wir – Frau Ministerin Schäfer hat 
das eben gesagt – schon sehr viel früher hätten 
stehen können. Lieber Bernhard Tenhumberg, 
wir wollen hier keine Geschichtsklitterung vor-
nehmen, auch wenn versucht wird, mit dem Zi-
tieren aus Ausschussprotokollen ein anderes 
Bild zu erzeugen. Tatsache ist – das kann auch 

die CDU-Fraktion nicht wegdiskutieren und weg-
reden –, dass 23 Kommunen in Nordrhein-West-
falen gegen die damalige CDU/FDP-Landes-
regierung geklagt haben. Sie haben geklagt, weil 
ihnen das Geld, das ihnen nach dem Konnexi-
tätsausgleichsgesetz zugestanden hätte, von 
CDU und FDP nicht gewährt worden ist. Diese 
Klage hat das Verfassungsgericht positiv be-
schieden. Das heißt, es hat gesagt, die Kommu-
nen haben recht, die Landesregierung von CDU 
und FDP hätte diese Mittel an die Kommunen 
durchleiten müssen. 

Wenn die Kommunen damals schon dieses Geld 
gehabt hätten, dann würden wir, glaube ich, bei 
dem Ausbaustand für die U3-Versorgung an einer 
anderen Stelle stehen, als das heute der Fall ist. 
Das musste erst mühsam eingeklagt werden. Ich 
bin sehr dankbar – und möchte das hier auch noch 
einmal sagen –, dass Ministerin Schäfer und ihr 
Stab dies mit den Kommunen in einer guten und 
einvernehmlichen Art und Weise verhandelt haben.  

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt einen 
wesentlichen Unterschied zu der Situation, die wir 
im Jahre 2008 vorgefunden haben. Der wesentliche 
Unterschied besteht darin, dass wir in der Tat unse-
re Verantwortung als Land wahrnehmen, dass wir 
die Kommunen bei ihren Anstrengungen unterstüt-
zen, den Rechtsanspruch für die U3-Kinder sicher-
zustellen. 

Ich möchte noch einmal daran erinnern: In Ihrer Re-
gierungszeit ist das vollkommen verschlafen wor-
den. Sie sind 2008, als es darum ging, die Krippen-
platzmittel vom Bund zu administrieren, ein halbes 
Jahr zu spät in die Schuhe gekommen. Sie haben 
keinen Cent an Landesmitteln dazugetan. Sie ha-
ben letztendlich, indem Sie nicht das sofort umge-
setzt haben, was notwendig war, zum Beispiel den 
Konnexitätsanspruch zu erfüllen, die Kommunen 
zurückgeworfen.  

Ich empfehle allen von den Oppositionsfraktionen, 
sich einmal den Bildungsbericht zu dem Punkt Aus-
bauentwicklung bei den Betreuungsplätzen für Un-
terdreijährige anzuschauen. Während andere Bun-
desländer, die mit uns 2008 auf der gleichen Ebene 
lagen, durchgestartet sind, zum Beispiel Nieder-
sachsen, und uns überholt haben, ist Nordrhein-
Westfalen genau in dieser Phase auf den letzten 
Platz in der Bedarfsdeckung zurückgerutscht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist Ihre Realität. Das holen wir jetzt nach. Wir 
haben damit für die Familien, die Kinder und die 
Kommunen etwas Gutes getan. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Asch, würden 
Sie eine Zwischenfrage aus der CDU-Fraktion zu-
lassen? 
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Andrea Asch (GRÜNE): Sehr gerne. Bitte, Walter 
Kern. 

Walter Kern (CDU): Danke schön, Frau Asch. – Ich 
habe die Frage, wie viele U3-Plätze wir Ende 2005 
und wie viele wir Ende 2010 hatten, damit das Aus-
bauprogramm unserer Landesregierung dem Publi-
kum bekanntgegeben wird. Danke schön.  

Andrea Asch (GRÜNE): Lieber Walter Kern, wir 
hatten 2008 in Nordrhein-Westfalen einen Ausbau-
stand von 14,8 %, während Niedersachsen zum 
Beispiel einen von 15,9 % hatte. Niedersachsen ist 
mit uns von der gleichen Ebene gestartet. Das ist 
doch der Fakt. Daran muss sich eine Regierung, die 
hier fünf Jahre konservative Familienpolitik gemacht 
hat, messen lassen.  

Wir hingegen haben hier Landesgeld in die Hand 
genommen, um die Kommunen zu unterstützen. 
Das ist die Wahrheit. Man kann darüber jetzt nicht 
hinwegtäuschen, indem man als CDU schreit: Haltet 
den Dieb! – Hier wurde nämlich fünf Jahre lang der 
U3-Ausbau verschlafen, weil Sie damit zu tun hat-
ten, ein unseliges neues Kindergartengesetz, was 
die Einrichtungen auch noch zurückgeworfen hat, 
zu schaffen. Das ist die Realität.  

(Beifall von den GRÜNEN)  

Ich erwarte aber auch – da bin ich mir auch mit der 
Ministerin sehr einig –, dass die 20 % an den Be-
triebskosten, die wir den Kommunen jetzt mit dieser 
sehr hohen Summe zur Verfügung stellen, dann tat-
sächlich auch für Kitas und für den Ausbau der U3-
Plätze benutzt werden und nicht in Haushaltslö-
chern verschwinden. Wir sind den Eltern und Kin-
dern schuldig, dass dieses Geld jetzt auch zielge-
richtet bei den Familien ankommt. Darauf werden 
wir alle gemeinsam achten. 

Ich freue mich, dass wir mit der Einbringung dieses 
Gesetzes einen Riesenschritt in Richtung Erfüllung 
des Rechtsanspruches machen werden. Lieber Kol-
lege Bernhard Tenhumberg, es versteht sich von 
selbst, dass bei einer solchen Gesetzesvorlage 
auch Anhörungen stattfinden werden. In diese An-
hörungen gehen wir als rot-grüne regierungstragen-
de Fraktionen sehr positiv, weil wir glauben, dass 
wir sehr viel Lob für dieses Gesetz bekommen wer-
den. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Asch, ich habe 
noch einmal zwei Wortmeldungen aus der CDU. 
Würden Sie die noch zulassen? 

Andrea Asch (GRÜNE): Nein. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Okay. – Dann ha-
ben wir für die FDP-Fraktion den Kollegen Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der hier 
zu beratende Gesetzesentwurf ist für das Land kein 
Grund zur Freude. Er ist notwendig, weil der Ver-
fassungsgerichtshof im Jahr 2010 geurteilt hat, dass 
das Land den Kommunen einen Ausgleich wegen 
einer Aufgabenerweiterung zahlen muss.  

Dies betrifft in erster Linie die Kommunen, die 
kommunalen Kosten für die neugeschaffenen U3-
Plätze. Mit diesem Urteil hat hier im Haus wohl kei-
ner so richtig gerechnet. Lieber Abgeordneter Jörg, 
zu der Kritik an dem auslösenden Gesetz ist Fol-
gendes zu sagen: Dem Ersten Gesetz zur Ausfüh-
rung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes haben 
damals die CDU, die FDP und – Überraschung – 
die SPD zugestimmt. Von daher ist es klar, dass die 
SPD genauso mit in der Verantwortung ist.  

Liebe Frau Asch, Sie brauchen nicht immer mit er-
hobenem Zeigefinger auf die schwarz-gelbe Regie-
rung zu zeigen. Ich habe mir die Ausschussunterla-
gen angesehen: Sie haben es damals auch nicht 
besser gewusst.  

Frau Asch, Ihre eigene Landesregierung hat das 
Thema Konnexität nicht allzu hoch gehängt, etwa 
beim 5. Schulrechtsänderungsgesetz, 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

wie Ihnen die kommunalen Spitzenverbände da-
mals ins Stammbuch geschrieben haben. Von da-
her ist der Hochmut von Ihrer Seite hier vollkommen 
fehl am Platze. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie haben auf die Frage eben nicht geantwortet. Wir 
als schwarze-gelbe Landesregierung mussten beim 
U3-Ausbau richtig Gas geben, weil zehn Jahre lang 
unter Rot-Grün alles verpennt wurde. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Wider-
spruch von Andrea Asch [GRÜNE]) 

– So sieht die Realität leider aus, Frau Asch. Sie 
haben uns 10.000 Plätze in ganz Nordrhein-West-
falen 2005 hinterlassen. Wir waren bei über 80.000, 
als wir die Regierung leider abgeben mussten. So 
sieht die Realität aus.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Von daher sollten Sie sich jetzt nicht hier hinstellen 
und so tun, als hätten Sie großartige Politik für die 
Familien und Kinder in diesem Land gemacht. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich aber, 
dass immerhin der Wortlaut dieses Gesetzentwur-
fes von gegenseitigen Schuldzuweisungen Abstand 
nimmt und stattdessen versucht, sich sachlich mit 
der komplexen Materie auseinanderzusetzen.  
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Es hat lange gedauert, bis die Landesregierung den 
Gesetzentwurf zur Regelung der Ausgleichsver-
pflichtungen vorgelegt hat. Das Ergebnis lautet: 
1,5 Milliarden € an Erstattungskosten bis 2019. Das 
ist eine mehr als beachtliche Summe.  

Inhaltlich ist nicht alles klar an dem Gesetz. Deswe-
gen möchte ich nachfragen. Ich kann zum Beispiel 
den kalkulierten Aufwuchs der Ausgleichsmittel 
nicht richtig nachvollziehen. Beispielhaft sei hier auf 
den Anstieg von 2013 auf 2014 um 51 Millionen € 
verwiesen. Mit wie vielen U3-Plätzen rechnet die 
Landesregierung eigentlich, und wie sicher sind die-
se Erhebungen? Wie, glauben Sie, können wir 
nächstes Jahr die 32%ige Ausbauquote überhaupt 
erfüllen und den Rechtsanspruch gewährleisten? 

Ich weiß, dass auch die Ministerpräsidentin da sehr 
zuversichtlich ist. Das hat sie ja erst letzte Woche in 
verschiedenen Interviews betont. Aber allein mit Zu-
versicht lässt sich der Rechtsanspruch nicht erfül-
len. Frau Schäfer, vielleicht sagen Sie uns noch 
einmal, wie realistisch das Ganze eigentlich ist. Es 
fehlen schließlich in Nordrhein-Westfalen noch 
27.000 Plätze. Zudem erscheint auch die Zielmarke 
von 32 % – das haben wir mehrfach auch im Aus-
schuss diskutiert – mehr als nur überarbeitungsbe-
dürftig, weil wir doch von einer höheren Nachfrage 
ausgehen. 

Ein weiterer Knackpunkt befindet sich in § 1 Abs. 3 
des Ausgleichsgesetzes. Der Landesregierung soll 
im Zusammenhang mit den Ausgleichszahlungen 
die Befugnis eingeräumt werden, den vorgesehe-
nen Finanzierungsanteil der U3-Pauschalen durch 
Rechtsverordnung abzuändern. Das Parlament soll 
erst 2016 wieder an dem Verfahren beteiligt wer-
den. 

Das halte ich in Anbetracht der vielen Unwägbarkei-
ten für unzureichend. Da sich jährlich Veränderun-
gen ergeben können, sollte das Parlament regel-
mäßig einbezogen werden. Schließlich geht es um 
ein Gesamtvolumen von mehr als 1,5 Milliarden €. 
Die Koalition der Einladung – so war ja zumindest 
der Titel der letzten zwei Jahre – hat leider manches 
Mal zu wenig informiert. Das sollten Sie jetzt, wo Sie 
mit Mehrheit regieren, nicht weitermachen. Ich will 
jetzt nicht einer anderen Fraktion das Thema klau-
en, aber Transparenz darf es an dieser Stelle doch 
schon sein. 

Es gibt also sicherlich noch einige Konfliktpunkte, 
die wir diskutieren müssen. In diesem Sinne bin ich 
gespannt auf die Beratungen in den Ausschüs-
sen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Hafke. – Für die Piratenfraktion hat der Kollege 
Stein das Wort. Bitte schön. 

Robert Stein (PIRATEN): Werter Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuschauer auf 
der Tribüne! Ich möchte einmal etwas sachlicher an 
das Thema herangehen. Wir reiten viel auf der Ver-
gangenheit herum. Wir haben jetzt einen Ist-
Zustand, bei dem wir leider im Vergleich zu den an-
deren Bundesländern zurückhinken.  

(Beifall von Bernhard Tenhumberg [CDU]) 

– Klatschen Sie nicht zu früh. – Deswegen finde ich 
es gut, dass jetzt diese Initiative angepackt wird, 
dass die rot-grüne Regierung diesen Schritt geht. 
Ich begrüße den Gesetzentwurf in zweierlei Hin-
sicht. Einmal bedeutet er eine finanzielle Entlastung 
für die angespannte finanzielle Lage unserer Kom-
munen. Andererseits wird der dringend notwendige 
Ausbau im U3-Bereich vorangetrieben, der wichtig 
für die zukünftige Betreuung und Bildung der jüngs-
ten Mitglieder unserer Gesellschaft ist. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Deswegen wird es Sie auch nicht verwundern, 
wenn wir die klare Beschlussempfehlung geben, 
diese Gesetzentwürfe weiter in den entsprechenden 
Ausschüssen zu beraten. 

Ich möchte noch die Möglichkeit nutzen, auf einen 
anderen Sachverhalt aufmerksam zu machen, der 
vielleicht gar nicht so naheliegend ist und auf den 
ersten Blick banal wirken mag: Die Kommunen als 
Träger der Einrichtungen – das ist klar – erheben 
einkommensabhängig Monatsbeiträge. Das ist ihr 
gutes Recht; das muss so sein; die Betreuung muss 
finanziert werden. Sie bieten eine Dienstleistung an, 
die ihr Geld wert sein soll.  

Allerdings findet in dem Bereich auch eine Schat-
tenfinanzierung statt, die nicht nur die U3-Betreuung 
betrifft, sondern auch die Betreuung der Altersgrup-
pe der Drei- bis Sechsjährigen im Kindergarten. Die 
Kindertagesstätten sammeln – das weiß ich aus 
persönlicher Erfahrung und aus Gesprächen mit 
zahlreichen anderen Eltern aus NRW – Bargeldbe-
träge in nicht unerheblichem Ausmaß ein. Für uns 
ist es kein Problem; wir verdienen alle recht gut. 
Aber das ist ein Problem für diejenigen, die am un-
teren Ende der Einkommensskala angesiedelt sind.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Was sammeln die 
denn ein?) 

– Langsam, lassen Sie mich reden! Wenn noch eine 
Frage ist, können wir die vielleicht anschließend klä-
ren. Danke. 

Zum Anfang eines Kindergartenjahres werden oft 
50 € Bastelgeld fällig, zwischendurch 20 € für Aus-
flüge. Ein gemeinsames Frühstück kostet noch mal 
10 €. Zu Weihnachten wird gewichtelt; da kommen 
5 € in den Sack. Das sind alles banale Beträge, 
aber sie läppern sich im Laufe eines Kindergarten-
jahres und gehen in einen nicht unerheblichen 
dreistelligen Bereich. Ich kann Ihnen aus meiner 
persönlichen Erfahrung süffisant sagen: Wenn ich 
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nach einer Quittung frage, bekomme ich sie nicht. 
Ich erhalte auch keine Kostenaufstellung dafür.  

Ich bin der Meinung, wenn wir hier die gesellschaft-
liche Teilhabe frühestmöglich sicherstellen wollen, 
sollten wir auch, da die Kommunen ein Stück weit 
mitfinanziert werden, der Verpflichtung nachkom-
men, die Finanzierung, die Budgetierung der ent-
sprechenden Einrichtungen so zu gestalten, dass 
die Schwächsten unserer Gesellschaft – ich möchte 
betonen: die finanziell Schwächsten – nicht noch 
weiter Geld zahlen müssen: einkommensunabhän-
gig im dreistelligen Bereich im Kindergartenjahr. 
Denn für die ist es verdammt schwierig, diese Be-
träge aufzubringen.  

Das mag für uns lapidar klingen, in einem Jahr 
200 € aufbringen zu müssen. Aber für die Men-
schen am unteren Ende der Einkommensskala ist 
das ein wahres Problem. Ich bin der Meinung – jetzt 
kommt ein Stück Polemik und ein Verweis auf ande-
re Gesetze –: Wenn wir in der Lage sind, 1 Milliar-
de € für eine jahrzehntelang marode und misswirt-
schaftende WestLB in einem finalen Akt bereitzu-
stellen und mit einer Handbewegung marktwirt-
schaftliche Grundprinzipen vom Tisch zu fegen, soll-
ten wir auch in der Lage sein, 100 oder 200 Millio-
nen € für die wichtigsten Bürger unserer Gesell-
schaft, die Kinder, die unsere Zukunft bilden, bereit-
zustellen. – Danke sehr. 

(Beifall von den PIRATEN und Walter Kern 
[CDU]) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stein. – Damit sind wir am Schluss der Be-
ratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/128 an den Ausschuss für Fami-
lie, Kinder und Jugend – federführend – sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer ist 
dafür, dass wir so verfahren? – Wer ist dagegen? – 
Enthält sich jemand? – Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen.  

Wir kommen zu:  

8 Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes NRW sowie zur Anpas-
sung des Landeszustellungsgesetzes an das 
De-Mail-Gesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/58 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Landes-
regierung Herrn Minister Jäger das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt im 
Wesentlichen zwei Ziele.  

So sieht Art. 1 des Gesetzentwurfs Änderungen im 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz vor, die unter an-
derem das Verfahren bei der Ermittlung des 
Schuldnervermögens betreffen. Darüber hinaus soll 
das Verwaltungsvollstreckungsgesetz zukünftig die 
Beitreibung zivilrechtlicher Forderungen von öffent-
lich-rechtlichen Banken und Sparkassen im Zu-
sammenhang mit Förderverfahren der öffentlichen 
Hand ermöglichen. 

Art. 2 ermöglicht es der Verwaltung zukünftig, bei 
behördlichen Zustellungen die neue Kommunikati-
onsmöglichkeit über De-Mail-Dienste zu nutzen. Die 
vorgesehenen Änderungen im Landeszustellungs-
gesetz NRW sind ein wichtiger Baustein zur Stär-
kung des E-Governments in Nordrhein-Westfalen.  

Im vergangenen Jahr hat der Bund gemeinsam mit 
den Ländern einen gesetzlichen Rahmen für die 
sogenannten De-Mail-Dienste geschaffen und die 
zustellungsrechtlichen Regelungen für die Bundes-
behörden entsprechend angepasst. Mit den beab-
sichtigen Änderungen im Landeszustellungsgesetz 
NRW wollen wir die neuen Kommunikationsmög-
lichkeiten auch für die Verwaltung Nordrhein-West-
falens nutzbar machen.  

Kommunikation sowohl im privaten wie behördli-
chen Bereich läuft heutzutage verstärkt im Internet 
oder über E-Mails ab. E-Mails sind jedoch so wenig 
sicher vor Manipulationen wie Postkarten im kon-
ventionellen Postverkehr. Neue Medien zu nutzen 
heißt aber nicht, auf Sicherheit zu verzichten. Für 
eine sichere elektronische Kommunikation brau-
chen wir eine zuverlässige und geschützte Infra-
struktur, die beides miteinander verbindet: Sicher-
heit auf der einen Seite und Datenschutz auf der 
anderen Seite. Mit den De-Mail-Diensten haben wir 
eine im Sinne der Sicherheit verlässliche Struktur.  

Die Änderungen im Landesrecht sind also nicht nur 
eine notwendige Anpassung an verändertes Bun-
desrecht, sondern auch ein wichtiger Schritt in Rich-
tung Stärkung des E-Governments. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Herr Minister Jäger, 
vielen Dank. – Für die SPD hat der Kollege Stotko 
das Wort.  

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Den ausführ-
lichen und zutreffenden Ausführungen des Ministers 
ist nichts hinzuzufügen. Wir freuen uns auf die Bera-
tung im Ausschuss. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 
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